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Deutschland, Europa und die Welt 
 
Das Bundeskabinett hat am 24.06.2025 den zweiten Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 
2025, den Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes, die Eckwerte 2026 bis 2029 sowie den Entwurf 
eines Gesetzes zur Errichtung des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität 
beschlossen. Für den Kernhaushalt 2025 beträgt die Nettokreditaufnahme 81,8 Mrd. €. Damit liegt 
Deutschland mit 63% Schuldenquote noch deutlich unter anderen EU-Ländern. Für dieses Jahr sind 
Rekordinvestitionen von über 115 Mrd. € eingeplant. 
 
Finanzplanung (in Mrd. €)      

 
2025 2026 2027 2028 2029 

Gesamt 143,1 172,7 171,9 173,7 185,5 
Sondervermögen 61,3 83,4 84,4 58,0 59,4 

Neuverschuldung 
(Nettokreditaufnahme 
Kernhaushalt) 

81,8 89,3 87,5 115,7 126,1 

Sondervermögen 
Infrastruktur und 
Klimaneutralität 

37,2 57,9 57,0 58,0 59,4 

Sondervermögen 
Bundeswehr 

24,1 25,5 27,5  -  - 

      
Quelle: Bundesfinanzministerium     

 
Am 30.07.2025 legte die Regierung den Etat-Entwurf für 2026 vor. Demnach soll deutlich mehr 
investiert werden und dafür soll der Schuldenberg in einer nie gekannten Größe anwachsen. Ende 
November soll der Bundestag über das Budget 2026 abstimmen. Ab 2027 will man weiter 
„aufsatteln“ und bis 2029 Schulden von 851 Mrd. € machen. Schon heute steht fest, dass über 172 
Mrd. € fehlen. Also wird mancher Wunsch der Minister nicht erfüllt werden können. Versprechungen 
an die Bürger lassen sich ebenfalls nicht umsetzen. Bei den Sozialleistungen muss zuerst gekürzt 
werden. Obwohl die Verschuldung immer größer wird, fehlt es an Geld. Gerade die steigende 
Verschuldung kostet Geld. In diesem Jahr 34 Mrd. €, in 2029 66,5 Mrd. € nur für Zinsen; nach 
heutigem Stand drittgrößter Posten im Haushalt. Offensichtlich zäumt die Politik das „Steuerpferd“ 
falsch auf. Richtig wäre es, für Wirtschaftswachstum zu sorgen, sodass mit steigenden 
Steuereinnahmen Haushaltslücken (zumindest teilweise) geschlossen werden können. Die Ampel-
Koalition ist beim Streit ums Geld gescheitert. 
Schwarz/Rot müsste daraus gelernt haben. Die Deutschen sehen das anders, denn bei einer 
Befragung durch Civey1 sagten über 70%, dass sie mit der Arbeit der Regierung unzufrieden sind. 

 
1 Die Civey GmbH ist ein Berliner Start-up-Unternehmen, das Online-Umfragen für Meinungs- und Marktforschung 
durchführt. Quelle: Wikipedia 
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Eine Stimme daraus, die der Wirtschaftsweisen Veronika Grimm: „Die ersten 100 Tage zeigen, dass 
die Koalition noch keine Orientierung hat, denn bis jetzt hat sie noch nicht geliefert.“ Der Kanzler hat 
zwar einen „Herbst der Reformen“ angekündigt, aber dafür will er eine Reihe von Kommissionen an 
den Start schicken und erfahrungsgemäß dauert es, bis etwas „Brauchbares“ dabei herauskommt. 
Es klingt so: „Wenn Du nicht mehr weiterweist, bilde einen Arbeitskreis.“ Die Probleme sind 
hinreichend bekannt. Die Riesenlücke im Haushalt wollen die Sozis mit neuen Steuern füllen. Das 
ist zu einfach, aber kann man von der SPD wirklich Reformen erwarten? Da das Renteneintrittsalter 
nicht ausreichend an die steigende Lebenserwartung angepasst wurde, steigen die Kosten der 
Rentenversicherung, während die Einnahmen zurückgehen. Ergebnis: Höhe Steuern und Abgaben, 
von welchen Arbeitnehmer und Unternehmen betroffen sind. Bundeswirtschaftsministerin Katherina 
Reiche (CDU) sprach von einem „Kipp-Punkt“ im Sozialsystem und stellte längere Arbeitszeiten zur 
Diskussion. Das Geschrei der Ablehnung bei der SPD war nicht zu überhören. Nicht anders war es, 
als CSU-Chef Markus Söder vorschlug, ukrainischen Flüchtlingen nur noch Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) statt Bürgergeld zu zahlen. Die Bürger sehen ihren 
Wohlstand und ihre Sicherheit schwinden. Sie wollen nicht mit Bürokratie wie dem 
Lieferkettengesetz und anderen Regulierungen instrumentalisiert werden. Die Unzufriedenheit am 
Arbeits- und Wohnungsmarkt, gezüchteter deutscher Klima- und Datenschutz, fehlende 
Digitalisierung und anderes mehr lässt Unternehmer und Facharbeiter auswandern. Von Januar bis 
April dieses Jahres haben 93.000 gut ausgebildete Fachkräfte, Handwerker, Selbstständige und 
Akademiker Deutschland verlassen. Die hypothetische Zahl bis Ende 2025 kann sich jeder selbst 
errechnen. Zwischen 2020 und 2024 haben sich drei Viertel der deutschen Start-ups aus 
ausländischen Quellen finanziert. Das Risiko der Abwanderung dabei ist enorm. 
Wenn Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) mit dem „Gesetz zur Modernisierung und 
Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung“ aus Frisiersalons, Kosmetik- und Nagelstudios 
Euros einsammeln will, um damit einen positiven Beitrag zur Staatsfinanzierung zu erreichen, ist 
das zu kurz gedacht. Die Einheit beim Zoll (FKS2) soll von derzeit ca. 9.500 Beschäftigten im 
nächsten Jahr auf ca. 15.000 Stellen aufgestockt werden. Ohne Worte! 
Warum gibt es, um nur einige Beispiele zu nennen, keine Überarbeitung des deutschen 
Subventionskatalogs? Das sind alles Leistungen aus öffentlichen Mitteln, für die keine 
Gegenleistung erbracht wird. Warum wird beim „Cum-Ex“- und „Cum-Cum“-Steuerbetrugsskandal 
nicht intensiver aufgearbeitet? Es drohen Verjährungen und ein zweistelliger Mrd.-€-Schaden. Die 
Ex-Staatsanwältin Anne Brorhilker hat jahrelang ausgezeichnete Arbeit geleistet. Es gibt 
gravierende Gründe für ihre heutige Tätigkeit als Geschäftsführerin bei der Bürgerbewegung 
Finanzwende e.V., Berlin. Warum ist Deutschland nach den USA der zweitgrößte bilaterale 
Geldgeber von Entwicklungsleistungen? Gegründet wurde das BMZ (Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) am 14.11.1961. Heute hat es über 1.200 
Bedienstete. Sitz: Bonn und Berlin. Bundesministerin ab 06.05.2025: Reem Alabali Radovan (SPD). 
Vorsichtig sagt Wolfgang Kubicki (FDP): „Einige Ausgaben sind nicht mehr rational zu erklären.“ 
Gemäß einer Umfrage von Civey für FOCUS-Online sind über 70% der Deutschen der Meinung, die 
mit Steuern finanzierten Entwicklungshilfen für andere Länder zu reduzieren. Uns ist eine Auflistung 
der Zahlungen bekannt; wer das liest, bekommt schlechte Laune. Die angeblich über 600 Mill. € 
jährliche Entwicklungshilfe für China sind in diesem Zusammenhang nur Peanuts. 

 
2 FKS = Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
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In der Handelsblattausgabe vom 05.08.2025 schrieb der Chefreporter im Politik-Ressort Martin 
Greive an Friedrich Merz gerichtet: Wenn der Kanzler jetzt nicht den Schröder macht, wird er zum 
Scholz. Die Zeit für eine Wirtschaftsagenda läuft bereits ab.  
 
Die Babyboomer-Generation geht in Rente, was eine erhebliche Belastung der Rentenkasse 
bedeutet. Für die Vorsitzende des Sachverständigenrates Monika Schnitzer eine Aufforderung, 
Schuldzuweisung zu betreiben. „Die Boomer haben den Generationenvertrag nicht eingehalten; es 
wurden zu wenig Kinder geboren, die für ihre eigene Rente hätten aufkommen können.“ Aus 
Bequemlichkeit hat man auf den Vater-Mutter-Kindstatus verzichtet und so die heutige 
Fachkräftelücke zu verantworten. Wenn man sich an die gesellschaftliche Realität der 
Siebzigerjahre zurückerinnert, wurde am 18.08.1960 die Antibabypille (zunächst in den USA) auf 
den Markt gebracht. Es gab neue Berufschancen für Frauen. Die Familienfreundlichkeit von heute 
war mit der von damals nicht zu vergleichen. Eine Schuldzuweisung an die Generation von einst ist 
völlig verfehlt. Das DIW3 schlägt vor: Abgaben in Höhe von 10% auf sämtliche Alterseinkünfte wie 
gesetzliche Renten, Betriebsrenten und Pensionen. Monatlicher Freibetrag: 1000,00 €; nur auf 
darüberliegende Einkünfte würde die Abgabe fällig. Kritik kam aus der CDU/CSU-Fraktion, weil der 
DIW-Vorschlag Ungerechtigkeit schaffe, Einnahmen aus Rentnerhaushalten, aber keine Vermögen 
berücksichtigt werden. Der Bund der Steuerzahler vertritt die Ansicht, dass längere und höhere 
Einzahlungen auch zu einer höheren Rente führen müssen. Die schwarz/rote Regierung will 
zunächst das Rentenpaket umsetzen, mit dem unter anderem das Rentenniveau bis 2031 
festgeschrieben und die sogenannte Mütterrente ausgeweitet werden soll. 
 
Ursula von der Leyen (nachfolgend U.v.d.L.) hat es verstanden, ab 2003 14 Jahre lang drei 
Ministerämter zu bekleiden. 2019 wurde sie aufgrund der Protektion von Angela Merkel Präsidentin 
der Europäischen Kommission. Ob sie sich in ihrer politischen Laufbahn mit viel Ruhm „bekleckert“ 
hat, muss jeder, der ihre Aktivitäten verfolgt hat, selbst beurteilen. Jedenfalls hat sie erst kürzlich 
einen Misstrauensantrag erfolgreich abblocken können. 
Als „Sterntaler“ für das Sternenbanner befehligt sie 2/3 der 32.860 EU-Mitarbeiter in Brüssel. 57% 
sind Frauen; die meisten kommen aus Italien. Der EU-Haushaltsplan 2028-2034 (1,82 Mrd. €) reicht 
ihr nicht. Mit der Kommission strebt sie nicht nur nach mehr Geld, sondern auch nach mehr Kontrolle 
über eigene Steuern. Da sie rhetorisch begabt ist, bezeichnet sie den EU-Haushalt als Realität von 
heute und Herausforderung von morgen. In den Geberländern wird sie keine Freunde finden. Hier 
die ersten fünf4 (in Mio. €): 
 
Deutschland 17.434 
Frankreich 8.957 
Italien 4.504 
Niederlande 3.382 
Schweden 1.389 

 
  

 
3 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
4 WirtschaftsWoche Nr. 31 vom 31.07.2025 



           
         

         22.08.2025
                      Seite 4 von 7 

 
 

 
 
 
 

Befürworter wird sie in den Nehmerländern finden. Auch hier die ersten fünf (in Mio. €): 
 
Polen 8.154 
Rumänien 5.994 
Ungarn 4.562 
Griechenland 4.103 
Tschechien 2.965 

 
Ohne Zweifel hat Europa eine militärische Abhängigkeit von den USA. Das kann aber nicht der 
Grund sein, den Zoll-Deal der EU mit den USA in der zweiten Hälfte des vergangenen Monats in 
Schottland mit dem bekannten Ergebnis abzuschließen und das noch als besonders gut zu 
bekräftigen. Bei Importen aus der EU in die USA allgemein 15%, für Stahl und Aluminium sogar 
50% Zoll zu akzeptieren, ist ein „erbärmliches“ Ergebnis. Einfuhren aus den USA in die EU bleiben 
hingegen weitgehend zollfrei. Die Verpflichtung der EU, Gas, Kohle und Öl für 750 Mrd. € aus den 
USA zu importieren, wird mit Sicherheit in den deutschen Branchen auf Widerstand stoßen. Darüber 
hinaus sollen Europäer für 600 Mrd. € in den USA investieren. Ohne weiter in Details zu gehen, ist 
der „Dealmaker“ Donald Trump Gewinner der Zollverhandlungen. Obwohl zu den Vereinbarungen 
das letzte Wort noch nicht gesprochen ist, wird es Deutschland Milliarden kosten. Den ehemaligen 
„Exportweltmeister“ treffen diese Entscheidungen besonders hart. 
 
Am 24.07.2025 trafen sich EU und Chinas Spitzenpolitiker zu einem Gipfeltreffen. Gefühlte 
Stimmung nach Einschätzung eines hochrangigen EU-Beamten: „So schlecht wie noch nie.“ 
Warum? Vorausgegangen war ein Sanktionspaket gegen Russland und mehrere chinesische 
Unternehmen und Finanzinstitute. Westliche Politiker werfen China vor, dass Russland ohne Handel 
mit der Volksrepublik im Ukrainekrieg schon längst hätte kapitulieren müssen. Seit 2021 ist Chinas 
Export nach Russland um ca. 70% gestiegen. China selbst bezeichnet sich im Ukraine-Krieg als 
neutral. 
Die von Präsidentin U.v.d.L. ins Leben gerufene De-risking-Strategie gegenüber China ist 
hinreichend bekannt. Man will sich von diesem Partner nach Möglichkeit lösen, aber die Tür des 
„Verhandlungszimmers“ noch einen Spalt geöffnet lassen. Der Konter Chinas: Ausfuhrkontrollen 
Anfang April dieses Jahres für 7 schwere Seltene Erden (nachfolgend SE) und Permanentmagnete. 
Für die wortgewaltige U.v.d.L. ist das „Nötigung“ und die Lizenzvergabe von SE eine „Waffe gegen 
Europa“. Sie sagt aber nicht, dass die EU (anders als Japan) die Versorgung mit SE schlicht 
„verschlafen“ hat. In Deutschland gibt es bereits abgebaute SE-Läger und Engpässe in der 
Versorgung. Eine Erhebung des österreichischen ASCII5 zeigt, fast 100% der EU-Importe kommen 
aus China. Die Volksrepublik hat sich bei der Verarbeitung von SE einen Wissensvorsprung 
erarbeitet, den der Westen bis 2040 wahrscheinlich nicht aufholen kann. 
Ein weiterer Streitpunkt ist das Handelsungleichgewicht. China liefert viermal so viel in die EU, 
wie umgekehrt. Die EU behauptet, dass China die Produktion im Land subventioniert und die 
Überkapazitäten zu ruinösen Billigpreisen nach Europa verkauft. So hat man bereits im Oktober 
2024 einen Straf-Zoll auf chinesische E-Autos bei Einfuhr in die EU bis 45% eingeführt (ähnlich 
Präsident Trump). Der Hintergrund ist der Schutz der heimischen Autoindustrie. Man kann bisher 
nicht von einer Exportschwemme bzw. von Dumpingpreisen sprechen, weil es bisher in der EU 
wenig Käufer chinesischer E-Autos gibt. Exakt gesagt haben Chinas Autobauer im ersten Halbjahr 

 
5 Supply Chain Intelligence Institute Austria 
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2024 kaum Mengen in die EU verkauft. Bei Entwicklung neuer Produkte ist China zwischenzeitlich 
3x schneller als Deutschland. So hat man auf Plug-in-Hybride (PHEV) umgeswitcht, die keinen 
zusätzlichen Ausgleichszöllen unterliegen. Das Ergebnis: Im 1. Halbjahr 2025 verkauften BYD, 
Lynk, MG und Co. knapp 33.000 PHEVs in die EU. Jetzt erst ist ein Sprecher der EU-Kommission 
auf die Idee gekommen, mit Peking über einen Einfuhrzoll auf PHEVs zu sprechen. 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen EU und China gibt es bereits beim Klimaschutz. China ist 
auf der Welt der größte Treibhausgas-Emittent; aber auch der größte Produzent grüner 
Technologien. Nachdem die USA aus dem Pariser Klimaabkommen ausgestiegen sind, muss die 
EU-China-Partnerschaft verstärkt werden.  
 
 
Stahl-, Edelstahl- und Rohstoffmärkte 
 
Wer mit Edelstahl Rostfrei zu tun hat, muss viele Jahre zurückdenken, um sich an einen solch 
schlechten Markt zu erinnern, wie er sich heute darstellt. Wenn man die Effektivpreise, die am Markt 
sind, um die offiziellen Legierungszuschläge reduziert, erhält man (rechnerisch) Grundpreise, zu 
welchen kein Werk produzieren kann. Lagerführende Anbieter müssen sich anpassen, um 
zumindest halbwegs liquide zu bleiben. Diese Situation wird so lange bleiben, bis aus Anfragen 
Aufträge werden. Dazu muss sich die Konjunktur verbessern; das heißt, die Wirtschaft muss wieder 
„anspringen“. Der erste Schritt sollten Eckdaten sein, die aus der Politik kommen, also aus Berlin 
und Brüssel. Es muss schnell gehandelt werden, denn ohne „handfesten“ politischen Rahmen 
werden die Insolvenzen weiter steigen und Schwung für benötigte Investitionen ausbleiben. 
 
Indonesien ist weltweit Nickel(Ni)-Lieferant Nr. 1. Die Überproduktion aus diesem Land ist nicht 
unschuldig daran, dass der Ni-Durchschnittspreis in den ersten 5 Monaten 2025 ca. 15.000 US$/to 
betrug. Die Lagerbestände an der London Metal Exchange sowie der Shanghai Future Exchange 
sind explodiert. Trotz dieser Situation erwartet man einen weiteren weltweiten Anstieg der Ni-
Produktion um ca. 8,5%. Experten schätzen die jährliche Nachfrage nach Ni bis 2035 auf ca. 2%. 
Der Einsatz von Schrott, namentlich in China, dämpft den Bedarf an Primär-Ni. Die Ni-
Überversorgung der letzten Jahre wird sich sicher bis zum nächsten Jahr fortsetzen. Ein 
Gleichgewicht am Ni-Markt wird voraussichtlich erst 2027/28 erreicht. Aufgrund der schlechten 
Preise haben bereits seit 2024 einige Minen geschlossen und weitere werden wahrscheinlich folgen 
müssen. Die Ni-Nachfrage wird in diesem Jahr knapp unter 3% zu 2024 liegen. Der Überschuss bis 
Ende 2025 wird auf ca. 200.000 to geschätzt, bei einer Preisprognose von 15.730 US$/to. Kurz und 
bündig: Der Ni-Markt macht keinen Spaß! 
Der Molybdän(Mo)-Preis ist seit 1999 um 1.000% gestiegen, stärker als der anderer Metalle. Die 
Nachfrage nach Mo beträgt derzeit ca. 400 Mio. Pfund jährlich. Jedes Jahr wächst sie um 4-5%. 
Reines Mo ist knapp und man schätzt, dass die Reserven bis 2040 erschöpft sein werden. Bei der 
Kupferproduktion fällt 0,01-0,03% Mo an. Einen Engpass in der Versorgung gibt es nicht. Der 
derzeitige Preis von 52.770 US$/to wird sich bis Herbst dieses Jahres kaum verändern und wenn, 
unbedeutend nach oben. 
Beim Chrom(Cr) gibt es seit Monaten kaum Veränderung. Der Preis pendelt um 2.500 US$/to und 
daran wird sich bis Spätherbst nichts verändern. 
 
Zusammenfassung: Am Markt sucht man das Lichtlein (bisher vergebens), das auch Edelstahl 
glänzen lässt. 
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Währungen und Nickelpreise im Vergleich 
 
Datum Devisenkurs Kassapreis 3 Monats-Preis Nickel-Bestand / to dt. Kassapreis 

  € / US-$ Nickel (LME) Nickel (LME) LME Nickel €/100 kg 

02.01.2020 1,1213 14.075 14.165 153.318 1.258 

04.01.2021 1,2296 17.344 17.403 247.980 1.410 

04.01.2022 1.1370 20.730 20.610 101.256 1.839 

03.01.2023 1.0664 31.200 31.350 55.380 2.961 

02.01.2024 1.1039 16.600 16.800 64.158 1.515 

02.01.2025 1.0376 15.010 15.295 162.474 1.455 

03.02.2025 1.0370 14.900 15.115 172.500 1.452 

03.03.2025 1.0402 15.600 15.770 195.162 1.490 

01.04.2025 1.0787 15.850 16.060 199.020 1.470 

02.05.2025 1.1290 15.325 15.525 200.418 1.351 

02.06.2025 1.1432 15.145 15.355 200.310 1.327 

01.07.2025 1.1745 14.965 15.170 203.886 1.267 

01.08.2025 1.1446 14.600 14.830 209.082 1.280 

21.08.2025 1.1665 14.770 14.955 209.598 1.269 

 
 
Legierungszuschläge für rostfreie Bleche und Bänder 
                  

W-
Nr. 

Tiefste LZ Höchste LZ Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez 

2024 2024 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 

Monat €/to Monat €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to 

4016 04/24 973 12/24 1.039 1.069 1.077 1.067 1.049 1.017 969 980 975 987    

4301 02/24 1.951 06/24 2.313 2.115 2.118 2.101 2.092 1.984 1.900 1.870 1.834 1.884    

4404 01/24 3.161 07/24 3.810 3.504 3.522 3.484 3.453 3.262 3.123 3.126 3.091 3.201    

4509 02/24 1.243 12/24 1.313 1.342 1.350 1.340 1.321 1.290 1.236 1.238 1.233 1.245    

4521 03/24 2.048 07/24 2.220 2.216 2.238 2.210 2.168 2.084 1.988 2.031 2.027 2.092    

4539 01/24 5.595 07/24 6.940 6.225 6.253 6.187 6.143 5.778 5.550 5.549 5.425 5.582    

4571 01/24 3.200 07/24 3.860 3.548 3.566 3.525 3.493 3.299 3.161 3.162 3.124 3.236    

 
 
Legierungszuschläge für Präzisionsband 
        

W-
Nr. 

Tiefste LZ Höchste LZ Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez 

2024 2024 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 

Monat €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to 

4016 04/24 1.168 12/24 1.246 1.196 1.292 1.280 1.259 1.221 1.162 1.176 1.170 1.185    

4301 02/24 2.341 06/24 2.776 2.384 2.542 2.522 2.510 2.382 2.280 2.243 2.201 2.260    

4310 02/24 2.212 06/24 2.603 2.252 2.401 2.382 2.370 2.252 2.154 2.122 2.068 2.095    

4404 01/24 3.793 07/24 4.560 3.793 4.226 4.181 4.144 3.916 3.748 3.751 3.708 3.841    
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Edelstahlschrott 
 

W-Nr. 

Tiefste Höchste Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez 

2024 2024 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 2025 

Monat €/to Monat €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to €/to 

Cr-Stähle 

07/24 400 
Meh-
rere 

450 425 420 450 430 430 410 400 400     (VF*) 

z.B. 4016 

Ni-Stähle 

10/24 1.150 05/24 1.480 1.270 1.170 1.180 1.120 1.100 1.020 950 950     (V2A*) 

z.B. 4301 

Cr-Ni-Mo- 
Meh-
rere 

2.160 05/24 2.480 2.220 2.210 2.240 2.100 2.100 2.040 2.000 2.000     Stähle (V4A*) 

z.B.4404/4571 

 
*) Markenname Outokumpu Nirosta 
 
 
 
Das KGW-Team 


